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Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs (EuGH)

EuGH-Urteil vom 18. Juni 2009  

(Rs.: C-566/07 „Stadeco BV“ – DStR 2009 S. 1366)
„Zu Unrecht ausgewiesene Steuer wird dem Staat geschuldet, dessen Steuer ausgewiesen wird - Berichtigung der zu Unrecht in Rechnung gestellten Steuer“
Leitsätze:

1. Artikel 21 Abs. 1 Buchst. c der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitglied-staaten über die Umsatzsteuern – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage in der durch die Richtlinie 91/680/EWG des Rates vom 16. Dezember 1991 geänderten Fassung ist da-hin auszulegen, dass nach dieser Bestimmung die Mehrwertsteuer in dem Mit-gliedstaat geschuldet wird, dessen Mehrwertsteuer in einer Rechnung oder einem ähnlichen Dokument ausgewiesen ist, selbst wenn der fragliche Vor-gang in diesem Mitgliedstaat nicht steuerpflichtig war. Es ist Sache des vorle-genden Gerichts, unter Berücksichtigung aller maßgeblichen Umstände zu prüfen, der Mehrwertsteuer welchen Mitgliedstaats die in der fraglichen Rech-nung ausgewiesene Mehrwertsteuer entspricht. Insoweit können u. a. der aus-gewiesene Mehrwertsteuersatz, die Währung des angegebenen Rechnungs-betrags, die Sprache, in der die Rechnung ausgestellt ist, der Inhalt und der Kontext der fraglichen Rechnung, die Orte, an denen der Aussteller der Rech-nung und der Empfänger der Dienstleistung niedergelassen sind, sowie deren Verhalten maßgeblich sein.

2. Der Grundsatz der steuerlichen Neutralität schließt es grundsätzlich nicht aus, dass ein Mitgliedstaat die Berichtigung der Mehrwertsteuer, die in diesem Mit-gliedstaat allein deshalb geschuldet wird, weil sie irrtümlich in der versandten Rechnung ausgewiesen wurde, davon abhängig macht, dass der Steuerpflich-tige dem Empfänger der Dienstleistungen eine berichtigte Rechnung zuge-sandt hat, in der die Mehrwertsteuer nicht ausgewiesen ist, wenn dieser Steuerpflichtige die Gefährdung des Steueraufkommens nicht rechtzeitig und vollständig beseitigt hat.

►   Volltext der Entscheidung:
http://www.kommunsense.de/index.php3?site=aktuelldownload&id=2815
►   DIE SPEZIELLE EuGH-KOMMENTIERUNG:
„Unberechtigter USt-Ausweis und Rechnungsberichtigung“

Praxis-Hinweise:

Artikel 21 Abs.1 Buchst. c der 6. EG-RL bestimmt, dass „jede Person, die die Mehr-wertsteuer in einer Rech​nung oder einem ähnlichen Dokument ausweist“, die Mehr-wertsteuer schuldet (§ 14C Abs. 2 UStG). Die Besprechungsentscheidung betrifft die Frage, ob die Berichtigung der Steuerschuld von der Be​richtigung der fraglichen Rechnung abhängig ge​macht werden kann, auch wenn der Leistungs- und Rech-nungsempfänger nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

1. Mit der Regelung in Artikel 21 Abs.1 Buchst. c der 6. EG-RL (vgl. § 14c Abs. 2 UStG), wonach die zu Unrecht in einer Rechnung ausgewiesene Mehr​wertsteuer ge-schuldet wird, soll der Gefährdung des Steueraufkommens entgegengewirkt werden, die sich aus dem Recht zum Vorsteuerabzug erge​ben kann. Selbst wenn dieses Ab-zugsrecht nur für diejenigen Steuern besteht, die mit einem mehr​wertsteuerpflichtigen Umsatz in Zusammenhang stehen, ist die Gefährdung des Steueraufkommens grund-sätzlich nicht vollständig beseitigt, solange der Adressat einer Rechnung, in der die Mehrwert​steuer zu Unrecht ausgewiesen ist, diese noch dazu nutzen kann, das Ab-zugsrecht geltend zu machen, weil nicht auszuschließen ist, dass die Finanzver​waltung andere Erwägungen, die einer Ausübung des Vorsteuerabzugsrechts entgegenstehen, auf​grund komplexer Umstände und Rechtsbeziehun​gen nicht rechtzeitig feststellen kann. 

2. Da die Gefährdung des Steueraufkommens, die sich daraus ergeben könnte, dass der Adressat der Rechnung das Recht auf Vorsteuerabzug ausübt, in dem Mit-gliedstaat besteht, dessen Mehrwertsteuer in der fraglichen Rechnung ausgewiesen ist, wird die Mehrwertsteuer gemäß Artikel 21 Abs.1 Buchst. c der 6. EG-RL in die-sem Mitgliedstaat geschuldet. Inso​weit können u. a. der ausgewiesene Mehrwertsteu​ersatz, die Währung des angegebenen Rechnungs​betrags, die Sprache, in der die Rechnung ausgestellt ist, der Inhalt und der Kontext der fraglichen Rech​nung, die Orte, an denen der Aussteller der Rech​nung und der Empfänger der Dienstleistung nieder​gelassen sind, sowie deren Verhalten maßgeblich sein. 

3.  Der Grundsatz der Neutralität der Mehrwert​steuer verlangt zwar, dass bei recht-zeitiger und vollständiger Beseitigung der Gefährdung des Steu​eraufkommens die zu Unrecht in Rechnung ge​stellte Mehrwertsteuer berichtigt werden kann, ohne dass die Mitgliedstaaten eine solche Berichti​gungvom guten Glauben des Rechnungsausstel-lers abhängig machen dürfen. Gleichwohl ist es wegen des Risikos, dass die Ver-waltung die fehlende Berechtigung zum Vorsteuerabzug nicht recht​zeitig auf-deckt, gemeinschaftsrechtlich zulässig, die Berichtigung der zu Unrecht in einer Rechnung ausgewiesenen Mehrwertsteuer davon abhängig zu machen, dass diese Rechnung berichtigt wird. Insbesondere verbietet das Gemeinschaftsrecht es nicht, dass ein nationales Rechtssystem die Erstattung von zu Unrecht erho-benen Steuern unter Umständen ablehnt, die zu einer un​gerechtfertigten Berei-cherung der Anspruchs​berechtigten führen würden. 

Sachverhalt:

Stadeco ist ein Unternehmen mit Sitz in den Nieder​landen. Tätigkeit: Vermietung so-wie Auf- und Ab​bau von Messe- und Ausstellungsständen. Sie er​brachte Leistungen an eine Körperschaft des öffentlichen Rechts in einem anderen Mitgliedstaat und ent-richtete die irrtümlich in Rechnung gestellte USt für die im Inland nicht steuerbaren Leistungen, die die Empfänger vollständig - d. h. einschließlich der berechneten USt - bezahlt hatten. Stadeco wollte die USt zurück, ohne die Rechnung zu berich​tigen. 

Entscheidung:

Die Grundsätze ergeben sich aus den Praxis-Hinwei​sen. Rechnungsberichtigung und Erstattung der vom Leistungsempfänger bezahlten, zu Unrecht in Rechnung gestell-ten, bei ihm nicht abziehbaren USt sind die entscheidenden Koordinaten für die Rück​zahlung der abgeführten USt. 

►   Autorin und Fundstelle:

Dr. Suse Martin (Vorsitzende Richterin am Bundesfinanzhof) -  
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